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Beschlüsse 

 

Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  1 

Thema: Festlegung der endgültigen  

Tagesordnung 

  

 

 

Beschluss: 

 

Die Tagesordnung wird in der anliegenden Fassung genehmigt. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 
 

 
 

Tagesordnung 
 
 

TOP Thema Bezug BE 

TOP 1 Festlegung der endgültigen Tagesordnung Vorlage 
 

Vorsitz 

TOP 2 Bericht des Bundes Schriftlicher 
Bericht  

BMFSFJ 

TOP 3 Beschlussfassung über Themen der 
Grünen Liste 

Vorlage  

 (Grüne Liste) 
 
TOP 4.1 LAG „Elternarbeit und Netzwerke für 
Elternbildung, Frühe Hilfen und Integration“- 
Gelingensbedingungen erfolgreicher Projekte 
und Programme 
 
TOP 4.2 Engagement für familienbewusste 
Arbeitszeitmodelle 
 
TOP 5.1 Weiterentwicklung des 
Adoptionsvermittlungsverfahrens 
 
TOP 5.2 Behördenübergreifende 
Zusammenarbeit und Datenschutz 
(gemeinsamer Beschluss von JMFK und 
JuMiKo) 
 
TOP 5.3 Nationales Konzept Sport und 
Sicherheit 
 
TOP 5.4 Stärkere Beteiligung junger 
Menschen mit Migrationshintergrund an den 
Angeboten der Jugendarbeit 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

TOP 4  Familienpolitik   
4.1 LAG „Elternarbeit und Netzwerke für 

Elternbildung, Frühe Hilfen und Integration“- 
Gelingensbedingungen erfolgreicher Projekte 
und Programme 
(Grüne Liste) 

TOP 4.2 
AGJF März 
2013, 
TOP 4.2 JFMK 
2012, 
TOP 4.4 AGJF; 
März 2012, 

NI, HH, RP 
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Vorlage 

4.2 Engagement für familienbewusste 
Arbeitszeitmodelle  
(Grüne Liste) 
 

TOP 4.4 
AGJF März 
2013, 
Vorlage 

RP,SL 

4.3 Kostenübernahme für ärztlich verordnete Mittel 
zur Empfängnisverhütung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Umlaufbe-
schluss JFMK 
vom 
5. Dezember 
2012, 
TOP 4.2 AGJF 
September 
2012, 
TOP 9.1 JFMK 
2011, 
schriftlicher 
Bericht des 
BMFSFJ, 
Vorlage 
 
Änderungs-
antrag, Vorlage 

BMFSFJ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Änderungs-
antrag (MV, 
BB, B,HB,HH, 
BW, TH, 
SH,RP, ST, 
NI,NW) 

4.4 Weiterförderung der Mehrgenerationenhäuser 
über 2014 hinaus 

Vorlage, 
 
 
Änderungs- 
antrag, Vorlage 
 

NI 
 
 
BY 

4.5 Gleichgeschlechtlichen Paaren Zugang zur 
Ehe ermöglichen 

Vorlage RP 

4.6 Aufhebung des Betreuungsgeldgesetzes Vorlage MV, NI 
4.7. Ehegattensplitting auch für Eingetragene 

Partnerschaften öffnen  
Vorlage  

TOP 5 Kinder- und Jugendpolitik (inkl. 
Kinderschutz) 

  

5.1 Weiterentwicklung des 
Adoptionsvermittlungsverfahrens 
(Grüne Liste) 

TOP 5.3 
AGJF März 
2013, 
TOP 5.3 AGJF 
September 
2012, 
Vorlage 

RP, HE 
 

5.2 
 
 
 

Behördenübergreifende Zusammenarbeit und 
Datenschutz 
(gemeinsamer Beschluss von JMFK und 
JuMiKo)  
(Grüne Liste) 

TOP 5.6 
AGJF März 
2013, 
TOP 5.9 AGJF 
September 2012 
Vorlage 

Vorsitz 

5.3 Nationales Konzept Sport und Sicherheit 
(Grüne Liste) 

TOP 5.7 
AGJF März 

NW 
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 2013, 
TOP 5.10 AGJF 
September 2012 
Vorlage 
 
Änderungs-
antrag NW, 
Vorlage 

 
 
 
 
 
NW 

5.4 Stärkere Beteiligung junger Menschen mit 
Migrationshintergrund an den Angeboten der 
Jugendarbeit  
(Grüne Liste) 

TOP 5.9 
AGJF März 
2013, 
Vorlage 

BY,HE 

5.5 Bericht der von der ASMK und der JFMK 
eingesetzten Arbeitsgruppe zur Inklusion von 
jungen Menschen mit Behinderungen 

TOP 5.2 
AGJF März 
2013, TOP 5.2 
AGJF 
September 
2012, 
Vorlage 
 
Änderungs-
antrag, Vorlage 

RP,SL 
 
 
 
 
 
 
 
Änderungs-
antrag BY 
 

5.6 Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen 
zur Erziehung 
 
 
 
 
 
 
 
 

TOP 5.4 (a) 
AGJF März 
2013, 
TOP 5.1 JFMK 
2012, TOP 5.4 
AGJF März 
2012, 
Vorlage 
 
Änderungs-
antrag, Vorlage 

NW, BY, HH 
 
 
 
 
 
 
 
 
Änderungs-
antrag HH 

5.7 Zuweisung der nicht verausgabten 
Finanzmittel 2012 aus der „Bundesinitiative 
Netzwerke Frühe Hilfen und 
Familienhebammen“ 

TOP 5.14 
AGJF März 
2013, 
TOP 5.7 JFMK 
2012, 
TOP 5.7 AGJF 
September 
2012, Vorlage  

MV 

5.8 Umsetzung der Empfehlungen des Runden 
Tischs „Sexueller Kindesmissbrauch“ für den 
institutionellen Bereich 
 
 
 
 
 
 

TOP 5.12 der 
AGJF März 
2013, TOP 10 
der AGJF 
September 2012 
Magdeburg, 
Vorlage 
 
Änderungs-
antrag, Vorlage 
 

Vorsitz 
 
 
 
 
 
 
 
Änderungs-
antrag BY 
 

5.9 Förderung des Bundes für Schulsozialarbeit 
und Mittagessen in Horten 

Vorlage RP, NW, HB 
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TOP 6 Kindertagesbetreuung   
6.1 Erfolge im Ausbau der frühkindlichen Bildung 

mit hoher Qualität fortsetzen und finanziell 
sichern 
 
 
 
 
 
 
 

 

Unter Top 9 der 
AGJF März 
2013 als 
„Rechtsan-
spruch U 3“ zur 
Beratung durch 
die JFMK 2013 
vorgesehen, 
Vorlage 
 
Änderungs-
antrag, Vorlage 

NW, BB, BE, 
BW, HB, HH, 
MV, NI, RP, 
SH, ST 
 
 
 
 
 
 
Änderungs-
antrag HE, 
SN,BY, SL 
 

TOP 9 Gremien 
 

  

TOP 
9.1 

Nachbesetzung 
Drogen – und Suchtrat 

AGJF März 
2012, Vorlage 
 

Vorsitz 

TOP 
11 

Verschiedenes   

TOP 
11.1 
 

Sitzungstermin JFMK 2014 Vorlage RP  

TOP 
11.2 
 

Bitte der IJBG Auschwitz um institutionelle 
Förderung 

mdl. Bericht BB 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  2 

Thema: Bericht des Bundes 

  

 

 

Beschluss: 

 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz nimmt den schriftlichen Bericht des 

Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Kenntnis. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  3 

Thema: Beschlussfassung über Themen der  

Grüne Liste 

  

 

 

Beschluss: 

 

Zur gemeinsamen Entscheidung zusammengefasste Beschlussvorschläge: 

 

TOP 4.1 LAG „Elternarbeit und Netzwerke für Elternbildung, Frühe Hilfen und 

Integration“ – Gelingensbedingungen erfolgreicher Projekte und Programme 

TOP 4.2 Engagement für familienbewusste Arbeitszeitmodelle (unter Aufnahme von SL 

als Mitantragsteller) 

TOP 5.1 Weiterentwicklung des Adoptionsvermittlungsverfahrens 

TOP 5.2 Behördenübergreifende Zusammenarbeit und Datenschutz (gemeinsamer 

Beschluss von JuMiKo und JFMK) 

TOP 5.3 Nationales Konzept Sport und Sicherheit (i.d.F. des ÄA NW) 

TOP 5.4 Stärkere Beteiligung junger Menschen mit Migrationshintergrund an den 

Angeboten der Jugendarbeit 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  4.1 

Thema: LAG „Elternarbeit und Netzwerke für 
Elternbildung, Frühe Hilfen und 

Integration“ - Gelingensbedingungen 

erfolgreicher Projekte und Programme 

  (Grüne Liste) 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerkonferenz begrüßt die im Auftrag der 

Integrationsministerkonferenz durch die LAG „Elternarbeit“ erstellte Expertise zum 

Thema „Elternarbeit und Netzwerke für Elternbildung, Frühe Hilfen und Integration“, in 

der die Gelingensbedingungen erfolgreicher Projekte und Programme 

herausgearbeitet und daraus Handlungsempfehlungen abgeleitet wurden. 

 

2. Sie setzt sich dafür ein, dass die Gelingensbedingungen und 

Handlungsempfehlungen als Arbeits- und Orientierungshilfe für die 

gesamtgesellschaftliche Querschnittsaufgabe „Elternarbeit und Netzwerke für 

Elternbildung, Frühe Hilfen und Integration“ beachtet werden. Eine besondere 

Bedeutung erhalten ressortübergreifend abgestimmte Konzepte auf allen Ebenen, 

durch die eine interkulturell sensible Planung und Netzwerkarbeit befördert und 

unterstützt werden. 

 



12 

 

3. Sie tauscht sich regelmäßig mit der Integrationsministerkonferenz über den Stand der 

Umsetzung und die Auswirkungen der Handlungsempfehlungen aus. 
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Anlage 1 TOP 4.1 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  4.2 

Thema: Engagement für familienbewusste 

Arbeitszeitmodelle  

(Grüne Liste) 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die JFMK sieht - in Anlehnung an den 8. Familienbericht - Familienzeit als eine 

zentrale Voraussetzung für ein gelingendes Familienleben an. Die Ressource Zeit 

hängt für viele Eltern sehr stark davon ab, wie sehr sie in die Arbeitswelt 

eingebunden bzw. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber bereit sind, familienfreundliche 

Maßnahmen in ihren Unternehmen umzusetzen.  

Die JFMK begrüßt die hierzu in die Wege geleiteten Initiativen auf Bundes-, Landes- 

und kommunaler Ebene. Sie stellt jedoch zugleich fest, dass es noch nicht 

durchgängig gelungen ist, eine familienbewusste Familienpolitik als strategisches 

Handlungskonzept zu verankern, auszuwerten und weiterzuentwickeln. 

 

2. Die JFMK setzt sich deshalb im Rahmen ihrer Zuständigkeit für eine kontinuierliche 

Weiterentwicklung einer familienfreundlichen Personal- und Zeitpolitik ein, die sich 

gleichermaßen an Frauen und Männer richtet. Sie bittet die Gesundheits-, Arbeits-, 

Wirtschafts- und Kultusministerkonferenz, auch in ihren Zuständigkeitsbereichen 

Maßnahmen einer familienbewussten Personalpolitik eine hohe Priorität 

einzuräumen. 
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3. Die JFMK bittet die Bundesregierung in diesem Zusammenhang, Inhalte, Aktivitäten 

und Entwicklungsperspektiven einer kommunalen Familienzeitpolitik in einem 

kontinuierlichen Dialog mit den Ländern und den Kommunen abzustimmen und 

Synergieeffekte zu nutzen. 

 

4. Die JFMK wird auf ihrer Website Positivbeispiele familienbewusster 

Arbeitszeitmodelle, die innerhalb der Landesregierungen praktiziert oder gefördert 

werden, einstellen. Die JFMK bittet Rheinland-Pfalz, dazu eine entsprechende 

Abfrage in den Ländern durchzuführen.  

 

5. Die JFMK spricht die Empfehlung aus, dass auch die Sozialpartner dem Faktor Zeit 

für Familie eine stärkere Bedeutung beimessen.  
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  4.4 

Thema: Weiterförderung der 

Mehrgenerationenhäuser über 2014 

hinaus 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die JFMK stellt fest, dass Mehrgenerationenhäuser mit ihren Angeboten eine 

wichtige gesellschaftspolitische Arbeit leisten. Die Bündelung verschiedener 

Angebote für alle Generationen bei gleichzeitiger Verknüpfung von Ehrenamt und 

Selbsthilfe mit fachspezifischen Angeboten ist hierbei als charakteristisch 

herauszustellen.  

 

2. Die JFMK begrüßt die bisherige Förderung der Mehrgenerationenhäuser im Rahmen 

der Aktionsprogramme des Bundes. Sie stellt in diesem Zusammenhang fest, dass 

ein Großteil der Mehrgenerationenhäuser auf finanzielle Unterstützung angewiesen 

ist.  

 

3. Die JFMK fordert die Bundesregierung daher auf, schon jetzt für die Zeit ab 2015 ein 

Anschlusskonzept zur Weiterförderung der Mehrgenerationenhäuser zu entwickeln.  

 

4. Der Vorsitzende der JFMK wird gebeten, diesen Beschluss der Arbeits- und 

Sozialministerkonferenz (ASMK) zur Kenntnis zu geben. 

 

 



36 

 

 

 

Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  4.7 

Thema: Ehegattensplitting auch für Eingetragene 

Partnerschaften öffnen 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, die 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit der 

steuerlichen Ungleichbehandlung von Ehen mit Eingetragenen 

Lebenspartnerschaften schnellstmöglich umzusetzen. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  5.1 

Thema: Weiterentwicklung des 

Adoptionsvermittlungsverfahrens  

(Grüne Liste)  

 

Beschluss: 

 

1. Die JFMK nimmt den Bericht der AG zur Weiterentwicklung des 

Adoptionsvermittlungsverfahrens zur Kenntnis. 

 

2. Die JFMK bittet die Bundesregierung im Rahmen einer Forschungsgruppe zeitnah zu 

untersuchen, warum Kinder, die in Einrichtungen oder Pflegefamilien leben, nur 

selten adoptiert werden, um daraus eventuelle Handlungsbedarfe ableiten zu können. 

Im Rahmen der Untersuchung sollen nachstehende Fragen erörtert werden:  

 Wie wird die Prüfung des § 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII in den Jugendämtern im 

Rahmen der laufenden Hilfeplanung umgesetzt? Welche Verfahren und 

Qualitätsstandards gibt es dafür? Welche Erfahrungen gibt es in den 

Jugendämtern?  

 Wie unterscheiden sich Adoptionsbewerberinnen und -bewerber von 

Pflegeelternbewerberinnen und -bewerbern? Welche Bedeutung hat dies für die 

Vermittlung eines Kindes? 

 Welche Faktoren wirken sich hinderlich auf die Adoptionsvermittlung von Kindern 

aus Pflegefamilien aus? 

 Welche Erkenntnisse ergeben sich aus den entsprechenden Gerichtverfahren 

und -entscheidungen? 
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3. Die JFMK lehnt die Leihmutterschaft als mit der Würde des Menschen unvereinbar ab 

und beobachtet mit Sorge die Entwicklung der Leihmutterschaft in vielen Ländern zu 

einem florierenden Wirtschaftszweig. Sie betont, dass Kinder, Frauen, Eizellen und 

Samen nicht zur Ware verkommen dürfen. Als sehr besorgniserregend beurteilt sie,  

dass auch Deutsche bei unerfülltem Kinderwunsch die Dienstleistungen 

ausländischer Vermittlungsagenturen und Leihmütterzentren in Anspruch nehmen. 

Die JFMK hält daher einen gesellschaftlichen Diskurs über Leihmutterschaft für 

dringend notwendig. 

 Die Bundesregierung wird gebeten, den Deutschen Ethikrat mit dem Thema 

Leihmutterschaft zu befassen. 

 Die JuMiKo wird gebeten, gemeinsam mit der JFMK eine Arbeitsgruppe zu bilden, 

die sich mit rechtlichen Möglichkeiten befassen soll, die den Anstieg der 

Leihmutterschaften verhindern können. Die Arbeitsgruppe soll insbesondere 

prüfen, ob eine Strafandrohung gegenüber „Bestelleltern“ ein geeignetes Mittel 

ist, sie von der Inanspruchnahme der Leihmutterschaft im Ausland abzuhalten. 

 

4. Die JFMK sieht mit Sorge, dass die deutschen und internationalen Gesetze sowie 

fachlichen Standards, die vor allem den Schutz der zu vermittelnden Kinder 

sicherstellen sollen, nur bei etwa der Hälfte aller bekannten Auslandsadoptionen 

eingehalten werden. Sie stellt erheblichen Handlungsbedarf hinsichtlich der 

Eindämmung von unbegleiteten Adoptionen bzw. Privatadoptionen aus dem Ausland 

fest. 

 Die Bundesregierung wird gebeten, die JFMK über den aktuellen Stand der 

Beratungen der interministeriellen Arbeitsgruppe Adoption und über 

Lösungsvorschläge mit konkreten Maßnahmen zu informieren.  

 Die JFMK sieht den Vorschlag des Bundesrates (BT-Drucksache 17/6256; Ziffer 

24. Zu Artikel 3 Nummer 5 – neu), die Anerkennung einer Auslandsadoption 

insbesondere von der Mitwirkung einer nach deutschem Recht befugten 

Adoptionsvermittlungsstelle abhängig zu machen, als einen geeigneten Weg zur 

Eindämmung der unbegleiteten Adoption an. 

 Obwohl in Deutschland schon weitestgehend niedrigschwellige Angebote 

vorhanden sind, damit sich angehende Adoptiveltern unkompliziert und zeitnah 

über einen Adoptionswunsch informieren können, reichen diese Angebote 

scheinbar nicht aus, um alle Interessenten und Interessentinnen, insbesondere 

auch die mit Migrationshintergrund bzw. einem zweiten Wohnsitz im Ausland zu 

erreichen. In diesem Zusammenhang werden die zuständigen Fachstellen 

gebeten, den Zugang für angehende Adoptiveltern zum Jugendhilfesystem aktiv 
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und niedrigschwellig zu gestalten. Dazu sollen geeignete Informationsmaterialien 

über das Adoptionsverfahren, die Aufgabe und Rolle der 

Adoptionsvermittlungsstellen und insbesondere über die Begleitung während der 

Adoptionspflegezeit und nach der Adoption z.B. in Kinderwunschzentren und –

kliniken bereit gestellt werden.  

 Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, inwiefern zugelassene 

Auslandsvermittlungsstellen, die gut aufgebaute seriöse Strukturen im Ausland 

vorhalten, unterstützt werden können. 

 

5. Die JFMK begrüßt, dass die Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter ihre 

Empfehlungen zur Adoptionsvermittlung dahingehend überprüft, ob sie 

gesellschaftlichen Veränderungsprozessen ausreichend Rechnung tragen. Hierbei 

geht es auch um eine differenzierte Würdigung der Altersabstandsfrage. Die 

Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter wird diesem Gesichtspunkt bei der 

von ihr geplanten Überarbeitung der Empfehlungen auch im Hinblick auf die 

nachgehende Adoptionsbegleitung Rechnung tragen. 
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Anlage 1 TOP 5.1 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  5.2 

Thema: Behördenübergreifende Zusammenarbeit 

und Datenschutz 

(Grüne Liste) 

  

  

Beschluss: 

 

 

1. Die JFMK nimmt den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen und 

Vertretern der Arbeitsgruppe des Strafrechtsausschusses "Behördenübergreifende 

Zusammenarbeit und Datenschutz" und der Arbeitsgemeinschaft der Obersten 

Landesjugend- und Familienbehörden unter Beteiligung von Vertretern des Deutschen 

Jugendinstituts e.V. sowie des Bundesministeriums der Justiz und des 

Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Kenntnis. Sie begrüßt 

die von der gemeinsamen Arbeitsgruppe erarbeiteten Handlungsvorschläge zur 

Förderung einzelfallbezogener Fallkonferenzen im Kontext von Jugendstrafverfahren und 

einer fallübergreifenden Kooperation zwischen den örtlichen Strafverfolgungsbehörden, 

Jugendgerichten und Jugendhilfebehörden. 

 

2. Die JFMK bittet die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, im 

Benehmen mit der Bundesjustizministerin, entsprechend dem Bericht, Vorschläge zu den 

von der gemeinsamen Arbeitsgruppe befürworteten klarstellenden Regelungen im 

Jugendgerichtsgesetz (JGG) und korrespondierend im SGB VIII als Grundlage für die 

Entscheidung über ein legislatives Tätigwerden vorzulegen. Sie spricht sich ferner dafür 

aus, dass die Umsetzung der weiteren Vorschläge der gemeinsamen Arbeitsgruppe in 
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den Ländern unter Beteiligung der Staatsanwaltschaften, der Jugendgerichte, der 

Jugendhilfebehörden und der Polizeibehörden geprüft wird. 

 

3. Die JFMK bittet deshalb den Vorsitzenden der JFMK, die Justizministerkonferenz über 

diesen Beschluss zu unterrichten und den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe und 

diesen Beschluss auch an die Innenministerkonferenz weiterzuleiten. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

TOP:  5.3 

Thema: Nationales Konzept Sport und Sicherheit   

 (Grüne Liste) 

 

Beschluss: 

 

1. Die JFMK nimmt das mit Schreiben vom 13. Dezember 2011 von der IMK 

übermittelte Nationale Konzept Sport und Sicherheit (NKSS, Stand: 28. Oktober 

2011) zur Kenntnis.  

 

2. Die JFMK stellt fest, dass sich die gewaltpräventiven Ansätze, insbesondere auch die 

Etablierung von Fanprojekten als Jugendhilfeangebote für junge Fans mit enger 

fachlicher Einbindung in die örtlichen Jugendhilfestrukturen bewährt haben.  

 

3. Die JFMK stellt fest, dass sich das System der gemeinsamen Finanzierung der 

Fanprojekte durch den Deutschen Fußball-Bund (DFB) bzw. die Deutsche Fußball 

Liga GmbH (DFL), die Kommunen und die Länder bewährt hat. Auch diese 

gemeinsame Förderung trägt zur erfolgreichen Arbeit der Fanprojekte und ihrer 

fachlichen Unabhängigkeit bei.  

 

4. Die JFMK begrüßt die geplante Erhöhung der Finanzierungsanteile von DFB und 

DFL zur Finanzierung der Fanprojekte auf der Basis des neuen Modells der 

Dreierfinanzierung (50:25:25).  

 

5. Die JFMK geht davon aus, dass auch bei dem neuen Modell der Dreierfinanzierung 

die sozialpädagogische Fachlichkeit und die fachliche Unabhängigkeit der 

Fanprojekte durch entsprechende Vereinbarungen oder auf andere geeignete Weise 

sichergestellt werden. 



53 

 

 

6. Die JFMK bittet die IMK, auch bei zukünftigen Erörterungen des Nationalen 

Konzeptes Sport und Sicherheit die Beteiligung der JFMK – wie bisher üblich – sicher 

zu stellen. 

 

7. Die JFMK bittet die Geschäftsstelle, diesen Beschluss der IMK mit der Bitte um 

Kenntnisnahme zu übersenden. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  5.4 

Thema: Stärkere Beteiligung junger Menschen 

mit Migrationshintergrund an den  

Angeboten der Jugendarbeit 

(Grüne Liste) 

  

  

  

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerkonferenz begreift Jugendarbeit als 

bedeutsames außerschulisches Bildungsangebot. Die Förderung des 

ehrenamtlichen bzw. freiwilligen Engagements junger Menschen im Rahmen 

selbstorganisierter und partizipativer Strukturen ist dabei ein wichtiges 

Anliegen. Angesichts der besonderen Erfahrungs- und Lernmöglichkeiten im 

Bereich der Jugendarbeit zählt eine stärkere Beteiligung junger Menschen mit 

Migrationshintergrund an den Angeboten der Jugendarbeit zu den zentralen 

jugendpolitischen Anliegen der Länder. Sie würde zu nachhaltig positiven 

Auswirkungen im Bereich der Aneignung von Kompetenzen (kulturelle, 

instrumentelle, soziale und personale Kompetenzen) und der sozialen 

Integration sowie zu einer Stärkung und Sicherung des bürgerschaftlichen 

Engagements führen.  

 

2. Um die Teilhabe junger Menschen mit Migrationshintergrund an den 

Angeboten der Jugendarbeit zu erhöhen, werden die Länder insbesondere 
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auf folgende Maßnahmen hinwirken: 

 

 Interkulturelle Öffnung der vorhandenen Strukturen der Kinder- und 

Jugendarbeit durch Beseitigung von Zugangsbarrieren und systematische 

Entwicklung interkultureller Kompetenzen  

 

 Unterstützung bei der Etablierung und Qualifizierung von Angeboten der 

Kinder- und Jugendarbeit in Trägerschaft von Migranten-

jugendselbstorganisationen/Vereinen junger Menschen mit 

Migrationshintergrund  

 

 Anpassung von Förderstrukturen mit Blick auf Angebote im Bereich der 

Kinder- und Jugendarbeit von Migrantenjugendselbst-

organisationen/Vereinen junger Menschen mit Migrationshintergrund. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  5.5 

Thema: Inklusion für junge Menschen mit 

Behinderungen 

 

 

Beschluss:  

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Jugend und Familie der 

Länder nehmen den anliegenden Bericht der von der ASMK und der JFMK eingesetzten 

Arbeitsgruppe zur Inklusion von jungen Menschen mit Behinderungen zur Kenntnis und 

stimmen einer Veröffentlichung zu. 

 

2. Sie sehen grundsätzlich die Zusammenführung der Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche im Leistungssystem des SGB VIII als weiterhin zu verfolgendes Ziel an, da 

 die „Große Lösung SGB VIII“ einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der VN-

Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und des Ziels der 

Inklusion leisten würde,  

 Kinder und Jugendliche unabhängig von der Art ihrer Behinderung Hilfen und 

Unterstützungen aus einem einheitlichen Leistungssystem mit einheitlicher 

Finanzverantwortung und somit aus einer Hand erhalten sollten, 

 

Unabdingbar für die Realisierung der Großen Lösung im SGB VIII ist aus Sicht der JFMK 

die Klärung grundlegender Fragen struktureller und inhaltlicher Art, die die von der ASMK 

und der JFMK eingesetzte Arbeitsgruppe zur Inklusion von jungen Menschen mit 

Behinderungen aufgeworfen hat. Hierzu gehört auch, dass vor einer Zusammenführung 

der Eingliederungshilfen im SGB VIII die Probleme einer Zusammenführung im  
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Hinblick auf die damit im Zusammenhang stehenden erforderlichen finanziellen, 

personellen, organisatorischen und strukturellen Verschiebungen zwischen Landes- und 

kommunaler Ebene wegen der unterschiedlichen Zuständigkeiten in den Ländern 

grundsätzlich erörtert und gelöst werden. Darüber hinaus darf durch die finanzielle 

Beteiligung des Bundes an der Eingliederungshilfe  keine Differenzierung zwischen 

erwachsenen Menschen mit Behinderungen und Kindern und Jugendlichen mit 

Behinderungen eintreten. Außerdem muss durch die finanzielle Beteiligung des Bundes 

an der Eingliederungshilfe sichergestellt werden, dass der Bund bei einem 

Systemwechsel nicht nur die gegenwärtigen Kosten für die Kinder und Jugendlichen mit 

Behinderungen übernimmt, sondern auch die zukünftig entstehenden Aufwüchse und 

Mehrkosten. Sie bitten die ASMK bei der Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe diese 

Kostenfrage zu berücksichtigen. 

 

3. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Jugend und Familie 

beauftragen zudem die AGJF, die Ergebnisse der von der ASMK eingesetzten 

Arbeitsgruppe mit Blick auf die Zusammenführung der Leistungen für alle Kinder mit 

Behinderung im SGB VIII aufzubereiten und die JFMK damit bei ihrer nächsten Sitzung zu 

befassen. Dabei soll die AGJF auch die Analysen und Empfehlungen der Arbeitsgruppe 

„Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung“  berücksichtigen. 

 

4. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend und 

Familie begrüßen, dass die Bundesregierung in ihrem 14. Kinder- und Jugendbericht die 

Zusammenführung der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 

unter dem Dach des SGB VIII im Konsens zwischen Bund, Ländern und Gemeinden als 

perspektivisches Ziel benennt. Sie bitten die Bundesregierung, die im vorliegenden 

Bericht aufgeführten Erkenntnisse im Rahmen ihrer diesbezüglichen Überlegungen 

aufzugreifen und die dort aufgeführten offenen Fragen unter Berücksichtigung der in der 

Ziffer 2 getroffenen Aussagen gemeinsam mit den Ländern zu bearbeiten. 
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Beschluss: 

 

1. Die JFMK nimmt das Positionspapier der Koordinierungsgruppe zur 

Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung (siehe Anlage) zur Kenntnis.  

2. Die JFMK sieht insbesondere in den Aspekten  

a. der Verbesserung der Steuerungsprozesse, 

b. der Verstärkung von Prävention, 

c. der Ausgestaltung sozialräumlicher Ansätze sowie der Überprüfung ihrer 

rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Voraussetzungen,  

d. des verbesserten Zusammenwirkens von Leistungen nach dem SGB 

VIII mit Leistungen nach anderen Sozialgesetzbüchern sowie von 

Angeboten der Schule 

gute Anknüpfungspunkte für die Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung. Die 

JFMK bittet die AGJF, auf dieser Grundlage und unter Einbeziehung der 

Ergebnisse der gemeinsamen Arbeitsgruppe der JFMK und der 

Kultusministerkonferenz sowie der Ergebnisse Arbeitsgruppe „Inklusion von 

jungen Menschen mit Behinderung“ zu prüfen, ob und ggf. welche 

organisatorischen, finanziellen und rechtlichen Handlungserfordernisse bestehen 

und der JFMK 2014 darüber zu berichten. 

 

 

 

 

Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

TOP: 5.6  

Thema: Weiterentwicklung und Steuerung der 

Hilfen zur Erziehung 
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Anlage 1 TOP 5.6 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  5.7 

Thema: Zuweisung der nicht verausgabten  

Finanzmittel 2012 aus der  

„Bundesinitiative Netzwerke Frühe Hilfen 
und Familienhebammen“  

 

 

Beschluss: 

 

Die JFMK bekräftigt die Bedeutung und die Notwendigkeit der „Bundesinitiative  Netzwerke 

Frühe Hilfen und Familienhebammen“. Damit deren Zielstellungen bis 2015 im vollen 

Umfang umgesetzt werden können, ist es erforderlich, dass die für diesen Zweck gemäß § 3 

Absatz 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) 

vorgesehene Summe von insgesamt 177 Mio. Euro vollständig zur Verfügung gestellt wird.  
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  5.8 

Thema: Umsetzung der Empfehlungen des Runden 

Tischs „Sexueller Kindesmissbrauch“ für 

den institutionellen Bereich  

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Jugend- und Familienministerkonferenz betont die Notwendigkeit, Menschen 

vor sexuellem Missbrauch zu schützen und Opfern sexueller Gewalt alle 

notwendigen Hilfen zukommen zu lassen, um sie in ihren Rechten zu stärken und 

die Folgen der Gewalt zu lindern. 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz unterstützt deshalb die Forderung 

des Runden Tischs „Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und 

Machtverhältnissen in privaten und öffentlichen Einrichtungen und im familiären 

Bereich“, Opfern sexuellen Missbrauchs zu helfen, indem ihnen ein 

unbürokratischer Zugang zu den bestehenden Hilfesystemen gewährleistet wird. 

Dies erfordert auch die Prüfung, ob die bestehenden Hilfesysteme entsprechend 

weiterentwickelt werden müssen. 

 

2. Die Jugend und Familienministerkonferenz betont die Notwendigkeit, die 

Prävention auszubauen, um sexuelle Gewalt vermeiden zu helfen und anerkennt 

die vielfältigen Initiativen die, die Länder, Kommunen, Kirchen und andere 

Institutionen mit dieser Zielsetzung bereits unternommen haben. 
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3. Die Jugend- und Familienministerkonferenz unterstützt darüber hinaus die 

Empfehlung des Runden Tischs „Sexueller Kindesmissbrauch“, ein einheitliches 

Ergänzendes Hilfesystem (EHS) für Betroffene sexuellen Missbrauchs in privaten 

oder öffentlichen Institutionen einzurichten, bei denen die Folgen der sexuellen 

Gewalt nicht durch bestehende Hilfesysteme überwunden oder gemindert werden 

konnten. Bei der Schaffung eines solchen einheitlichen EHS besteht  noch 

Klärungsbedarf, um sicher zu stellen, dass alle Opfer sexueller Gewalt in 

Institutionen berücksichtigt werden und der Arbeitgeberverantwortung der Träger 

der Einrichtung, in denen diese Taten begangen wurden, Rechnung getragen 

wird. 

 

4. Die Jugend- und Familienministerkonferenz hält es für ein Erschwernis für die 

Entwicklung eines einheitlichen Gesamtsystems ergänzender Hilfen, dass der 

Bund bisher keine Bereitschaft zeigt, sich an den Leistungen zur Beseitigung oder 

Minderung des Folgeschadens der Opfer sexuellen Missbrauchs im 

institutionellen Bereich finanziell zu beteiligen. Sie geht davon aus, dass eine 

Beteiligung des Bundes aufgrund seiner Arbeitgeberverantwortung und bei den 

Leistungen an die Opfer erforderlich ist, bei denen ein Rechtsnachfolger für den 

Träger der Institution nicht identifiziert werden kann oder bei denen die Träger der 

Institution nicht leistungsfähig sind oder durch die Leistung in Insolvenz geraten 

würden. Es ist nicht akzeptabel, dass Opfer bei solchen Fallkonstellationen leer 

ausgehen. 

 
5. Die Jugend- und Familienministerkonferenz betont, dass die Hilfeleistungen 

entsprechend des Verursacherprinzips im Rahmen des Modells 

„Arbeitgeberverantwortung“ erbracht werden müssen. Insoweit sind alle 

Arbeitgeber, Träger und Verbände, in deren Einrichtungen und Institutionen eine 

Obhutsverpflichtung gegenüber Kindern und Jugendlichen bestand,in das EHS 

einzubinden, also Bund, Länder, Kommunen, Kirchen, private Träger und frei 

gemeinnützige Organisationen. Die Jugend- und Familienministerkonferenz 

erwartet vom Bund, dass er Leistungen an die Betroffenen erbringt, die im 

Rahmen der Arbeitgeberverantwortung keine Hilfe erhalten können. Die Jugend- 

und Familienministerkonferenz anerkennt die Bereitschaft des Bundes, seine 

Infrastruktur (Geschäftsstelle, Clearingstelle) zur Verfügung zu stellen. 

 

 



162 

 

6. Damit die Betroffenen, die Opfer sexueller Gewalt in Landesinstitutionen 

geworden sind, nicht noch länger auf ergänzende Hilfen warten müssen, wollen 

die Länder daher die Voraussetzungen dafür schaffen, Opfern sexueller Gewalt 

durch Beschäftigte von Landesinstitutionen zeitnah die genannten Hilfen zur 

Verfügung zu stellen. Sollte der Bund bis zum Ende des dritten Quartales 2013 

keinen abgestimmten und umsetzbaren Vorschlag für eine bundeseinheitliche 

Lösung unterbreiten, richten die Länder eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung von 

länderspezifischen Lösungen mit gemeinsamen Standards für Opfer sexueller 

Gewalt in Landesinstitutionen ein. Diese Arbeitsgruppe der Länder beginnt 

unmittelbar mit den vorbereitenden Arbeiten im Hinblick auf die Gespräche mit 

dem Bund und der Entwicklung gemeinsamer länderspezifischer Standards. 

 

7. In Umsetzung des Beschlusses der Konferenz der Chefinnen und Chefs der 

Staats und Senatskanzleien (CdSK) vom 16. Mai 2013 zu TOP 5 „Umsetzung der 

Empfehlungen des Runden Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“ für den 

institutionellen Bereich“, bittet die Jugend- und Familienministerkonferenz die 

Arbeitsgemeinschaft der Obersten Jugend- und Familienbehörden der Länder 

(AGJF) 

- den der Konferenz der Chefinnen und Chefs der Staats- und 

Senatskanzleien bereits vorgelegten Bericht bis zum Sommer 

fortzuschreiben und 

- mit den Gremien der Konferenz der Finanzminister (FMK), der 

Justizminister (JuMiKo) und der Konferenz der Kultusminister (KMK) 

den von der CdSK erbetenen gemeinsamen Beschlussvorschlag zum 

weiteren Verfahren zur Einrichtung eines ergänzenden Hilfesystems 

für Opfer von Missbrauch in Institutionen zu erarbeiten.  
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  6.1 

Thema: Erfolge im Ausbau der frühkindlichen 

Bildung mit hoher Qualität fortsetzen 

und finanziell sichern 

 

Beschluss: 

 

1. Der von Bund, Ländern und Kommunen beim Krippengipfel 2007 vereinbarte 

Rechtsanspruch für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren befindet sich auf der 

Zielgeraden.  

Träger, Kommunen und Länder haben mit erheblicher finanzieller Unterstützung des 

Bundes und durch das hohe Engagement der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 

Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege die Angebote frühkindlicher 

Bildung mit großem Erfolg ausgebaut und die Kindertagesbetreuung in Deutschland 

ein großes Stück vorangebracht.  

 

Die Investitionsmittel des Bundes konnten zur Schaffung und Sicherung von U3-

Plätzen umgesetzt werden, Kommunen und Länder haben sich mit eigenen Mitteln 

stark engagiert und ihre Ausgaben für die frühkindliche Bildung, Erziehung und 

Betreuung nachhaltig gesteigert. Nicht zuletzt haben die Träger und die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Einrichtungen mit eigenem Engagement zu 

den bisher erzielten Erfolgen beigetragen.  

 

Die JFMK kann vor allem feststellen, dass Befürchtungen, der Platzausbau würde zu 

Lasten der Qualität der Kindertagesbetreuung gehen, unberechtigt waren. Trotz der 

erheblichen Anstrengungen für den Ausbau konnten die Personalausstattung und die 

Gruppengrößen nicht nur gehalten, sondern in fast allen Ländern sogar verbessert 
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werden. In diesem Zusammenhang ist es gelungen, die Ausbildungskapazitäten zu 

erhöhen, Fachkräfte zu qualifizieren und zu gewinnen. Auch die räumlichen 

Standards konnten durch den massiven Ausbau gehalten und in vielen Einrichtungen 

verbessert werden. Die Kindertagespflege konnte weiter etabliert und qualifiziert 

werden. 

 

2. Die JFMK stellt gleichzeitig fest, dass der Ausbau der U3-Plätze trotz der großen 

Erfolge noch nicht abgeschlossen ist. Vor allem viele Ballungsräume und Großstädte 

stehen aufgrund der regional hohen Nachfrage noch vor großen Anstrengungen, um 

den Rechtsanspruch zu erfüllen. Mit dem Ausbau und dem Anspruch auf einen 

Betreuungsplatz wird die Nachfrage über 2013 hinaus weiter zunehmen. Deshalb 

bleiben die Kommunen, aber auch die Länder und der Bund über den August 2013 

hinaus gefordert. Die Länder haben in den Verhandlungen zum Fiskalpakt mit dem 

Bund eine Aufstockung des Investitionsprogramms vereinbaren können und bringen 

weitere Ausbaumaßnahmen auf den Weg.  

 

Die JFMK erneuert in diesem Zusammenhang ihre Forderung, dass der 

Verwendungszeitraum für die Investitionsprogramme des Bundes zumindest 

dahingehend verlängert wird, dass vor dem 31.12.2013 (Bundesprogramm 2008 - 

2013) bzw. vor dem 31.12.2014 (Bundesprogramm 2013-2014) begonnene 

Maßnahmen abgeschlossen werden können. Diese Öffnung ist insbesondere 

erforderlich, damit Maßnahmen, die aus besonderen Gründen wie z.B. Baustopp 

wegen Denkmalfund, Verzögerungen aufgrund baurechtlicher Probleme, 

Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Grundstücken, förderunschädlich 

fertiggestellt werden können. Die AGJF wird gebeten, hierzu zeitnah Gespräche mit 

dem BMFSFJ aufzunehmen. 

 

3. Die Länder stehen zu ihrer Mitverantwortung, die U3-Ausbauziele und damit auch die 

Umsetzung des Rechtsanspruchs mit qualitativ hochwertigen Angeboten in den 

Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege zu realisieren. Länder und 

Kommunen stellen sich der Aufgabe, weiterhin erhebliche Mittel für die Ausbildung 

und Qualifizierung von Fachkräften einzusetzen. 

Eine qualitativ hochwertige Kindertagesbetreuung fördert den Zugang zur Bildung, 

wirkt sozialer Ungleichheit im Bildungsverlauf entgegen, ermöglicht präventive Effekte 

und verbessert damit die Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe aller Kinder.  

Der U3-Ausbau ist ein Gewinn für eine kinder- und familienfreundliche Gestaltung 

des Lebensumfelds der Familien. 
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Der Ausbau der frühkindlichen Bildung ermöglicht Eltern die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf, verbessert die Teilhabe von Eltern am Erwerbsleben und erzeugt positive 

Beschäftigungseffekte. Öffentlich geförderte Kindertagesbetreuung stärkt die 

wirtschaftliche Stabilität von Familien. 

4. Auch, wenn die Umsetzung des Rechtsanspruchs als ein großer Schritt für die Kinder 

und ihre Familien zu würdigen ist, bleiben weitere fachliche Entwicklungsbedarfe. 

Dazu gehören insbesondere 

- der Ausbau der Fortbildung für Erzieherinnen und Erzieher, um sie für den 

Umgang mit jüngeren Kinder und ihren Eltern zu qualifizieren, 

- die Stärkung der Praxis als Lernort im Rahmen der Fachschul- und 

Fachhochschulausbildung,  

- die Notwendigkeit, familienentlastende Betreuungs-, Bildungs- und 

Erziehungsangebote der Kinder auch in der Primarstufe weiterzuentwickeln,  

- die Weiterentwicklung und Intensivierung von Elternarbeit auch hinsichtlich 

von Bedarfen jenseits der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

8. Für einen bedarfsgerechten, qualitativen und quantitativen Ausbau müssen 

Kommunen und Länder auch weiterhin die notwendigen Finanzmittel zur Verfügung 

stellen. Um den bedarfsgerechten Ausbau mit hoher Qualität fortzusetzen, erwarten 

die Länder eine angemessene Beteiligung des Bundes an den Betriebskosten, die mit 

Blick auf die reale Kostenentwicklung pro Platz und den steigenden Bedarf 

fortgeschrieben wird. 

Die AGJF wird gebeten, diese und möglicherweise weitere Dimensionen der 

Qualitätsentwicklung fachlich zu begleiten und zu gegebener Zeit darüber der JFMK 

zu berichten. 
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  11.1 

Thema: JFMK-Sitzungstermin 2014 

  

 

 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) findet im Jahr 2014 am 22./23. Mai 2014 

in Rheinland-Pfalz statt.  
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Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  11.2 

Thema: Bitte der IJBG Auschwitz um 

institutionelle Förderung 

 

Beschluss: 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) nimmt den Bericht Brandenburgs zum 

Sachstand der Gespräche zur Kenntnis. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


